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Diskriminierung am Arbeitsplatz: EuGH schützt Eltern behinderter Kinder  
Die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen sind so anzupassen, dass diese Eltern 
sich ohne die Gefahr einer mittelbaren Diskriminierung um ihr Kind kümmern können. 
Das hat der EuGH entschieden.  
 
Die Klägerin arbeitet als Stationsaufsicht für ein italienisches Verkehrsunternehmen. 
Sie bat ihren Arbeitgeber mehrmals, sie an einem Arbeitsplatz mit festen Arbeitszeiten 
einzusetzen, da sie sich um ihren schwerbehinderten, vollinvaliden Sohn kümmern 
müsse. Der Arbeitgeber gewährte ihr vorläufig bestimmte Anpassungen. Er lehnte es 
jedoch ab, diese Anpassungen auf Dauer zu gewähren. Die Stationsaufsicht focht 
diese Ablehnung vor den italienischen Gerichten an, bis die Rechtssache schließlich 
dem italienischen Kassationsgerichtshof vorgelegt wurde. Der italienische Kassations-
gerichtshof hat sich an den EuGH gewandt, denn er hat Zweifel in Bezug auf die Aus-
legung des Unionsrechts zum Schutz vor mittelbarer Diskriminierung eines Arbeitneh-
mers, der sich, ohne selbst behindert zu sein, um sein schwerbehindertes minderjäh-
riges Kind kümmert. 
 
Der EuGH stellte klar, dass das Verbot der mittelbaren Diskriminierung wegen einer 
Behinderung auch für einen Arbeitnehmer gilt, der wegen der Unterstützung seines 
behinderten Kindes diskriminiert wird („Mitdiskriminierung“). 
 
Der EuGH führt weiter aus, dass ein Arbeitgeber, um die Gleichbehandlung der Arbeit-
nehmer zu gewährleisten, verpflichtet ist, angemessene Vorkehrungen zu treffen, da-
mit Arbeitnehmer ihren behinderten Kindern die erforderliche Unterstützung zukom-
men lassen können, sofern dadurch der Arbeitgeber nicht unverhältnismäßig belastet 
wird.  
 
EuGH, Urteil vom 11. September 2025, C-38/24 
 
Quelle: PM des EuGH vom 11. September 2025 
 
 

Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
Der Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung kann auch durch den eigenen 
Sachvortrag des Arbeitnehmers erschüttert werden.  
 
Der Kläger war bei der Beklagten als Omnibusfahrer angestellt. Er sollte in den Herbst-
ferien mit anderen Kollegen auf neue Liniendienste eingewiesen und später eingesetzt 
werden. Der Kläger war davon nicht begeistert und kommunizierte dies offen. Wenig 
später legte er eine Krankschreibung vor. Während des Krankenscheins wurde der 
Kläger von dem Geschäftsführer in einer Eisdiele angetroffen. Nachdem der Kläger an 
einer Einweisung teilgenommen hatte, gab er seine Ausrüstung an die Beklagte zu-
rück. Er gab an, er habe dies getan, weil die Beklagte ihm seine Kündigung angekün-
digt habe. Es folgten weitere Krankschreibungen. Die Beklagte stellte die Entgeltfort-
zahlung ein.  
 
Das Gericht sah den Beweiswert für die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen als er-
schüttert ab dem Zeitpunkt als erschüttert an, an dem der Kläger seine Ausrüstung 
an die Beklagte zurückgab.  
 
  

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-09/cp250119de.pdf
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Bereits diese exakte zeitliche Koinzidenz des Beginns der Arbeitsunfähigkeit mit der 
Rückgabe der Ausrüstung in Erwartung seiner Kündigung durch die Beklagte erschüt-
tert den Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Hinzu kommt, dass die Ar-
beitsunfähigkeit genau zu dem Zeitpunkt beginnt, zu dem der Kläger die neuen Lini-
enfahrten übernehmen sollte, für die er sich nach eigenem Vortrag nicht begeistern 
konnte. 
 
Das Zusammentreffen derart ungewöhnlicher Umstände begründet spätestens in der 
Gesamtschau ernsthafte Zweifel am Beweiswert ausgestellten Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen. 
 
In der Folge trägt der Kläger (wieder) die volle Darlegungs- und Beweislast für das 
Bestehen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit. Konkrete Tatsachen, zu den konkre-
ten gesundheitlichen Beeinträchtigungen, zu den ärztlich empfohlenen Verhaltens-
maßregeln und den verordneten Medikamenten, die eine Erkrankung beweisen, wie 
etwa Angaben zu Symptomen und Beschwerden, hat er nicht vorgetragen. Der Arbeit-
geber durfte damit zur Recht einen Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 
verweigern.  
 
LAG Köln, Urteil vom 03. Juni 2025, 7 SLa 54/25 
 
 

BEM-Verfahren auch schon in der Wartezeit?  
Der BGH stellt klar: Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, vor einer ordentlichen Kündi-
gung während der Wartezeit nach § 1 Abs. 1 Kündigungsschutzgesetz (KSchG) ein 
BEM-Verfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX durchzuführen. 
 
Gegenstand des Verfahrens war ein Streit über die Wirksamkeit einer ordentlichen 
Kündigung in der Wartezeit. Dem schwerbehinderten Kläger wurde innerhalb der 
sechsmonatigen Probezeit gekündigt. Er ist der Ansicht, die Kündigung sei unwirksam, 
da vorher kein BEM-Verfahren durchgeführt wurde. Zudem sei ihm kein behinderungs-
gerechter Arbeitsplatz angeboten worden. 
 
Der BGH hat entschieden, dass die Kündigung wirksam ist. Der Arbeitgeber hat vor 
Ausspruch der Kündigung kein BEM-Verfahren durchführen müssen. § 167 Abs. 1 
SGB IX kommt während der Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG nicht zur Anwendung. 
Die Vorschriften zum Kündigungsschutz greifen erst nach sechsmonatigen Bestehen 
des Arbeitsverhältnisses ein. Etwas anderes gilt auch nicht bei Schwerbehinderten.   
 
BAG, Urteil vom 3. April 2025, 2 AZR 178/24 
 
Praxistipp: Das LAG Köln hat 2023 eine Pflicht des Arbeitgebers, in der Probezeit 
ein Verfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX anzubieten, bejaht. Durch die Entscheidung 
des BGH existiert nun ein höchstrichterliche Entscheidung zu dem Thema.  
 
 

  

https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?MODULE=Frontend.Media&ACTION=ViewMediaObject&Media.PK=7145&Media.Object.ObjectType=full
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Befragung sämtlicher Mitarbeiter im Rahmen einer Verdachtskündigung  
Die Befragung sämtlicher Mitarbeiter des Betriebes im Zusammenhang mit Verdachts-
momenten gegen einen Arbeitnehmer unter Anwendung eines Fragenkataloges mit 
etwa 150 vorformulierten Fragen kann zur Sachverhaltsaufklärung gerechtfertigt sein. 
Zwar werden durch die Befragung aller Mitarbeiter des Betriebes die gegenüber dem 
Arbeitnehmer erhobenen Vorwürfe dokumentiert und damit eine betriebliche Verbrei-
tung der Vorwürfe ermöglicht. Der Arbeitnehmer muss diese Folge hinnehmen, soweit 
die Arbeitgeberin die durch die Befragung der Mitarbeiter gewonnenen Informationen 
dazu verwendet, den Beweis in einem Kündigungsschutzprozess zu führen. Das hat 
das LAG Niedersachsen entschieden. 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 15. Januar 2025, 2 SLa 31/24  
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„NIS-2: Welche Unternehmen sind betroffen, welche Pflichten bestehen und wie 
werden die Vorgaben in der Praxis konkret umgesetzt?“ 
Dienstag, 7. Oktober 2025, 18:00 – 19:30 Uhr, Raum 1 und 2, Saalgebäude der 
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Die IT-Sicherheit und deren Gewährleistung steht im Mittelpunkt von NIS-2. Für viele 
Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem Jahresumsatz von mehr als 
10 Millionen Euro in zahlreichen Branchen, darunter auch Unternehmen des produzie-
renden Gewerbes, werden neue Cybersicherheitspflichten gelten.  
 
Unsere Referenten Frau Sarah Bores, LL.M., W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH, Dillingen und Herr Christoph Lang, Geschäftsführer K4 DIGITAL GmbH, 
Saarwellingen, zeigen Ihnen auf, welche Unternehmen von dem NIS-2-Umsetzungs- 
und Cybersicherheitsstärkungsgesetz betroffen sind und welche IT-
Sicherheitspflichten sie zu erfüllen haben. Diese Veranstaltung deckt Themen wie die 
Betroffenheitsprüfung, die Pflichten für Unternehmen und die notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Notfallplänen 
für den Cyberangriff - ab. 
 
Anmeldungen bis 6. Oktober 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 
 
„Geheimwaffen der Kommunikation - Sanfte Strategien mit durchschlagender 
Wirkung für mehr unternehmerischen Erfolg“ 
IHK Regional im Regionalverband Saarbrücken, Kulturhalle Wehrden, Schaff-
hauser Str. 18 66333 Völklingen 
Unsere Mission: Die Kunst, Menschen zu gewinnen. Lernen Sie die Geheimnisse fairer 
und anerkennender Kommunikation kennen, einzusetzen und zu schätzen. In unserer 
IHK Regional-Veranstaltung erleben Sie interaktiv, wie sehr wir unterbewusst ablau-
fenden Denk- und Verhaltensmustern unterliegen – und wie wir diese nutzen können, 
um unseren Einfluss auf andere zu erhöhen.  
 
Unser Referent Leo Martin ist Ex-Geheimagent, Kriminalist und Vernehmungsex-
perte. Der NDR nennt ihn "den deutschen 007". Leo Martin hat Kriminalwissenschaften 
studiert und war dann zehn Jahre lang für einen großen deutschen Geheimdienst im 
Einsatz. 
 
Mit seinem Vortrag "Geheimwaffen der Kommunikation" und mit seinem Intensivtrai-
ning "Mission Vertrauen: Die Kunst, Menschen zu gewinnen" ist er regelmäßiger Gast 
auf den Top-Events führender Unternehmen. Seine Bücher zum Thema Vertrauen auf-
bauen & Menschenkenntnis sind SPIEGEL-BESTSELLER. 
 
Anmeldungen bis 24. November 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2__Welche_Unternehmen_sind_betroffen,_welche_Pflichten_bestehen_und_wie_werden_die_Vorgaben_in_der_Praxis_konkret_umgesetzt-15-18911.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=4FD7FF46A45907C5305B09CCD58CC3E8&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18789
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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